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Entwurf eines Gesetzes über die Luftfahrtstatistik 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

ERSTER ABSCHNITT 
Allgemeine Vorschriften 

§ 1 

Uber die zivile Luftfahrt wird eine Statistik als 
Bundesstatistik durchgeführt. Sie umfaßt: 

1. die Unternehmensstatistik, 

2. die Luftverkehrsstatistik. 

§ 2 

Die Statistik wird vom Statistischen Bundesamt 
erhoben und aufbereitet. 

ZWEITER ABSCHNITT 
Unternehmensstatistik 

§ 3 

Die Unternehmensstatistik erfaßt jährlich die Un- 
ternehmen, die für die Beförderung von Personen 
oder Sachen durch Luftfahrzeuge einer Genehmigung 
nach § 20 Abs. 1 des Luftverkehrsgesetzes bedürfen 
sowie die Unternehmen, die gewerbsmäßig oder ge- 
schäftsmäßig gegen Entgelt Flüge für andere Zwecke 
durchführen, soweit die Durchführung dieser Flüge 
einer besonderen Erlaubnis nach den Vorschriften 
des Luftverkehrsgesetzes, der Luftverkehrs-Ordnung 
oder der Luftverkehrs-Zulassungs-Ordnung bedarf, 
nach folgenden Merkmalen: 

1. Tätigkeit des Unternehmens, 

2. Anzahl, Muster und Kategorien der Luftfahr- 
zeuge, 

3. Anzahl des Luftfahrtpersonals und Art seiner 
jeweiligen Beschäftigung, 

4. Anzahl der übrigen Beschäftigten, 

5. Umsätze. 

§ 4 

(1) Auskunftspflichtig nach § 10 des Gesetzes über 
die Statistik für Bundeszwecke ist der Inhaber der 
Genehmigung nach § 20 Abs. 1 des Luftverkehrs- 
gesetzes, im übrigen der Halter des Luftfahrzeugs. 

(2) Absatz 1 gilt auch für denjenigen, der als ver- 
tretungsberechtigtes Organ einer juristischen Per- 
son, als Mitglied eines solchen Organs, als vertre- 


tungsberechtigter Gesellschafter einer Personenhan- 
delsgesellschaft oder als gesetzlicher Vertreter eines 
anderen handelt. Dies gilt auch dann, wenn die 
Rechtshandlung, welche die Vertretungsbefugnis be- 
gründen sollte, unwirksam ist. Den in Satz 1 bezeich- 
neten Personen steht gleich, wer mit der Leitung 
oder Beaufsichtigung des Unternehmens oder eines 
Teils des Unternehmens eines anderen beauftragt 
oder von diesem ausdrücklich damit betraut ist, in 
eigener Verantwortung Pflichten zu erfüllen, die 
dieses Gesetz auferlegt. 

(3) Die Auskünfte sind spätestens zwei Monate, 
die Auskunft hinsichtlich § 3 Nr. 5 spätestens fünf 
Monate nach Ablauf des Kalenderjahres auf amt- 
lichen Erhebungs Vordrucken der für die Genehmi- 
gung nach § 20 Abs. 1 des Luftverkehrsgesetzes oder 
der für die jeweilige Erlaubnis zuständigen Behörde 
zu erteilen. 


DRITTER ABSCHNITT 
Luftverkehrsstatistik 

§ 5 

(1) Bei Flugzeugen, Drehflüglern und Luftschiffen 
des gewerblichen Verkehrs werden erfaßt 

1. auf Flugplätzen, die der Bundesminister 
für Verkehr unter Berücksichtigung des 
öffentlichen Interesses an einer statisti- 
schen Erfassung durch Rechtsverordnung 
ohne Zustimmung des Bundesrates be- 
stimmt: 

a) Start und Landung des Luftfahrzeugs, 
Art, Datum und Nummer des Fluges, 
Halter, Muster und Kennzeichen des 
Luftfahrzeugs, angebotene Sitzplatz- 
und Nutzlastkapazität sowie Flugweg; 

b) Anzahl der ein- und aussteigenden so- 
wie der durchreisenden Fluggäste; 

c) Bruttogewicht der ein- und ausgelade- 
nen sowie der durchgehenden Fracht- 
und Postgüter; 

d) ITerkunfts- und Zielflugplätze der Flug- 
gäste; 

e) Art der versandten und empfangenen 
Frachtgüter sowie ihre Herkunfts- und 
Zielflugplätze; 

2. auf sonstigen Flugplätzen: 

Start und Landung des Luftfahrzeugs, Art 
und Datum des Fluges, Halter und Muster 
des Luftfahrzeugs, Anzahl der ein- und 
aussteigenden sowie der durchreisenden 
Fluggäste, Bruttogewicht der Fracht- und 
Postgüter. 
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(2) Auf Flugplätzen werden bei Flugzeugen, Dreh- 
flüglern und Luftschiffen des Werkverkehrs und des 
sonstigen nicht gewerblichen Verkehrs sowie bei 
Motorseglern, Segelflugzeugen und bemannten Bal- 
lonen erfaßt; 

Anzahl der Starts und Landungen des Luftfahr- 
zeugs und Art des Fluges. 

§ 6 

(1) Auskunftspflichtig nach § 10 des Gesetzes 
über die Statistik für Bundeszwecke sind: 

1. für die Angaben nach § 5 Abs. 1 Nr. 1 : 

a) die in- und ausländischen Luftfahrtun- 
ternehmen; 

b) die Führer der Luftfahrzeuge, wenn 
Luftfahrtunternehmen nicht bestehen 
oder diese eine ständige Vertretung 
auf dem Flugplatz nicht unterhalten; 

2. für die Angaben nach § 5 Abs. 1 Nr. 2 
und Abs. 2: 

der Flugplatzunternehmer. 

(2) § 4 Abs. 2 gilt sinngemäß. 

§ 7 

(1) Die Auskünfte sind auf amtlichen Erhebungs- 
vordrucken, und zwar 

1. die Angaben nach § 5 Abs. 1 Nr. 1 spä- 
testens am Tage nach dem Start oder der 
Landung dem Flugplatzunternehmer, 

2. die Angaben nach § 5 Abs. 1 Nr. 2 und 
Abs. 2 monatlich der für die Aufsicht über 
den Flugplatz zuständigen Behörde 

zu erteilen. 

(2) Die in Absatz 1 bezeichneten Anmeldestellen 
überwachen die rechtzeitige und vollständige Aus- 
füllung der Erhebungsvordrucke und leiten sie an 
das Statistische Bundesamt weiter. 

§ 8 

(1) Die Weitergabe von Einzelangaben nach § 12 
Abs. 2 des Gesetzes über die Statistik für Bundes- 
zwecke ist zugelassen. 


(2) Die Ergebnisse der Luftverkehrsstatistik dür- 
fen, auch wenn sie Einzelangaben enthalten, nach 
Flugstrecken und Gütern gegliedert veröffentlicht 
werden, wenn der Name des Auskunftspflichtigen 
nicht genannt wird. 


VIERTER ABSCHNITT 

Schluß Vorschriften 

§ 9 

(1) Der Bundesminister für Verkehr kann ohne 
Zustimmung des Bundesrates durch Rechtsverord- 
nung 

1. anordnen, daß bei Unternehmen, die ge- 
werbsmäßig oder geschäftsmäßig gegen 
Entgelt erlaubnispflichtige Flüge für an- 
dere Zwecke als die Beförderung von Per- 
sonen oder Sachen durchführen, die in 
§ 3 vorgesehenen Angaben nur zu erfas- 
sen sind, wenn diese Unternehmen be- 
stimmte Arten von Flügen vornehmen, 
und wegen der Art der Flüge ein öffent- 
liches Interesse an der Erfassung besteht. 

2. Erleichterungen im Anmeldeverfahren der 
Luftverkehrsstatistik (§ 5) zur Vermei- 
dung unbilliger Härten und zur erhe- 
bungstechnischen Vereinfachung gewäh- 
ren, soweit es mit dem Zwecke dieser Sta- 
tistik vereinbar ist. 

(2) Einzelnen Auskunftspflichtigen können Er- 
leichterungen nach Absatz 1 Nr. 2 auch durch Ver- 
fügung des Präsidenten des Statistischen Bundes- 
amtes gestattet werden. 

§ 10 

Dieses Gesetz gilt nach § 13 Abs. 1 des Dritten 
Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechtsverord- 
nungen, die auf Grund dieses Gesetzes erlassen 
werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des Dritten 
Überleitungsgesetzes. 

§ 11 

Dieses Gesetz tritt am 1. November 1967 in Kraft. 


3 



Drucksadle V/1702 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Begründung 


I. Allgemeines 


II. Besonderes 


Die Verordnung zur Durchführung einer Luftfahrt* 
Statistik vom 30. Oktober 1964 (Bundesanzeiger 
Nr. 206) tritt mit Ablauf des 31. Oktober 1967 außer 
Kraft. Die Führung dieser Statistik ist aber weiter- 
hin notwendig. Bund, Länder, Gemeinden und Flug- 
hafenimternehmer sind an statistischen Unterlagen 
über die Entwicklung des Luftverkehrs ebenso in- 
teressiert wie Luftfahrtunternehmen und Luftfahrt- 
industrie. Auch die Internationale Zivilluftfahrt-Or- 
ganisation und die Europäische Zivilluftfahrtkonfe- 
renz, denen die Bundesrepublik Deutschland ange- 
hört, benötigen nationale statistische Angaben. 

Gegenüber der Verordnung vom 30. Oktober 1964 
wird die Luftfahrtstatistik um eine Unternehmens- 
statistik erweitert. Es hat sich als notwendig erwie- 
sen, auch diese Daten zu erfassen. In anderen Wirt- 
schaftsbereichen erstreckt sich die Statistik bereits 
auf entsprechende Angaben, so z. B. nach der Ver- 
ordnung über eine Eisenbahnstatistik vom 8. August 
1965 (Bundesgesetzbl. I S. 749). Die Erweiterung der 
Luftfahrtstatistik ist insgesamt nur mit Mehrkosten 
von etwa 7000 DM jährlich verbunden. 

Die jährlichen Kosten für die Luftfahrtstatistik set- 
zen sich nach dem Stand vom 1. Oktober 1966 ins- 
gesamt wie folgt zusammen. 


Luftverkehrsstatistik 
(Bisheriger Umfang 
der Erfassung) 

Unternehmensstatistik 

(Erweiterung) 


Personal- 

kosten 

DM 

471 000 


Sachkosten 

DM 

198 000 


5 000 2 000 


476 000 200 000 


Demgegenüber waren nach der Verordnung vom 
30. Oktober 1964 insgesamt 480 000 DM, davon für 
Personalkosten 357 000 DM, für Sachkosten 123 000 
DM veranschlagt. Die Erhöhung der Personalkosten 
beruht im wesentlichen auf Lohn- und Gehaltsstei- 
gerungen. Bei den Sachkosten ist die Erhöhung auf 
die durch den gesteigerten Luftverkehr bedingte Zu- 
nahme der Anmeldepapiere um etwa 50 Vo zurück- 
zuführen. 

Da die voraussichtlichen Kosten den Betrag von 
500 000 DM überschreiten, ist es nicht mehr zulässig, 
wie bisher die Luftfahrtstatistik durch Rechtsverord- 
nung anzuordnen (§ 6 Abs. 2 Nr. 3 des Gesetzes über 
die Statistik für Bundeszwecke — StatGes — vom 
3. September 1953, Bundesgesetzbl. I S. 1314). Sie 
bedarf daher als Rechtsgrundlage eines Gesetzes. 


Zu§ 1 

Diese Vorschrift erklärt die gesamte Luftfahrtsta- 
tistik zur Bundesstatistik und führt die hierzu ge- 
hörenden Einzelstatistiken auf. 

Zu §2 

Entsprechend der bisherigen Übung wird die Luft- 
fahrtstatistik als Bundesstatistik vom Statistischen 
Bundesamt durchgeführt (vgl, § 2 Nr. 1 und 2 
StatGes). Den Ländern bleibt es jedoch nach § 8 
Abs. 1 in Verbindung mit § 12 Abs. 2 StatGes un- 
benommen, bestimmte Angaben für ihre Zwecke zu 
verwenden. 

Zu §3 

Mit dieser Vorschrift wird eine den Statistiken an- 
derer Wirtschaftsbereiche vergleichbare Berichter- 
stattung über die strukturellen Eckdaten (Einnahmen 
oder Umsätze, Fahrzeugbestand, Beschäftigte u. ä.) 
der Unternehmen und Betriebe eingeführt. 

Die Unternehmensstatistik bezieht sich nicht nur auf 
Unternehmen, die Personen oder Sachen durch Luft- 
fahrzeuge befördern (§ 20 Abs. 1 Satz 1 des Luftver- 
kehrsgesetzes), sondern erfaßt auch die Verwendung 
von Luftfahrzeugen für sonstige Zwecke (§ 20 Abs. 1 
Satz 2 des Luftverkehrsgesetzes), soweit sie ge- 
werbsmäßig oder geschäftsmäßig gegen Entgelt er- 
folgt und hierfür eine besondere luftrechtliche Er- 
laubnis erforderlich ist. Gedacht ist hierbei an Unter- 
nehmen, die Reklame-, Luftbild- oder Flüge zu land- 
und forstwirtschaftlichen Zwecken durchführen (§ 27 
Abs. 2 des Luftverkehrsgesetzes in Verbindung mit 
§ 83 der Luftverkehrs-Zulassungs-Ordnung; § 7 
Abs. 2 und § 9 Abs. 1 und 4 der Luftverkehrs-Ord- 
nung). Daneben sind auch andere Fälle denkbar (z. B. 
Kunstflüge), an deren statistischer Erfassung kein 
Interesse besteht. Um diese von der Erfassung aus- 
nehmen zu können, ist in § 9 die Möglichkeit vor- 
gesehen, Ausnahmen zuzulassen. 

Zu § 4 

Diese Vorschrift bestimmt den Kreis der Auskunfts- 
pflichtigen für die Unternehmensstatistik und regelt 
den Erhebungsvorgang. Die Verletzung der Aus- 
kunftspflicht kann nach §§ 14 und 15 StatGes ge- 
ahndet werden. 

Zu § 5 

Die Luftverkehrsstatistik bildet die Grundlage für 
verkehrspolitische Entscheidungen sowohl im inner- 
staatlichen als auch im internationalen Bereich. Beim 
Abschluß bilateraler Luftverkehrsabkommen ist es 
wichtig, Angaben über das jeweilige Verkehrsauf- 


4 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Drucksache V/1702 


kommen zu besitzen, um Vereinbarungen über Fre- 
quenzen und Kapazität treffen zu können oder sonst 
das Beförderungsangebot der von den Vertrags- 
parteien benannten Unternehmen auf den verein- 
barten Fluglinien abzustimmen. Die statistische Er- 
fassung des Verkehrsaufkommens ist nicht nur für 
den Abschluß der Luftverkehrsabkommen, sondern 
auch für ihre Durchführung bedeutsam, indem sie 
die tatsächlichen Grundlagen für etwaige auf Grund 
der Abkommen zu treffenden Maßnahmen hinsicht- 
lich der weiteren Regelung des Fluglinienverkehrs 
liefert. 

Die Erfahrungen der Praxis haben gezeigt, daß es 
nicht notwendig ist, wie bisher die Erfassung im 
Rahmen der Luftverkehrsstatistik auf allen Flug- 
plätzen einheitlich durchzuführen. Deshalb werden 
bei der Erfassung der Flugzeuge, Drehflügler und 
Luftschiffe des gewerblichen Verkehrs {§ 5 Abs. 1) 
zwei Gruppen von Flugplätzen unterschieden. Bei 
der ersten Gruppe (§ S Abs. 1 Nr. 1) handelt es sich 
um Flugplätze, die der Bundesminister für Verkehr 
durch Rechtsverordnung bestimmt, da es wegen der 
wechselnden Verkehrsverhältnisse nicht zweckmäßig 
ist, sie in dem Gesetz selbst festzulegen. Bei ihnen 
gehen gegenüber den sonstigen Flugplätzen als der 
zweiten Gruppe (§ 5 Abs. 1 Nr. 2) die zu erhebenden 
Tatbestände wesentlich weiter. Nach dem derzeitigen 
Stand enthält die entsprechende Verordnung nicht 
einmal sämtliche Verkehrsflughäfen der Bundes- 
republik Deutschland und West-Berlins. Da es jedoch 
nicht ausgeschlossen ist, daß auch auf bestimmten 
Landeplätzen in Zukunft eine statistische Erfassung 
im Umfang des § 5 Abs. 1 Nr. 1 geboten erscheint, 
ist die Möglichkeit hierzu durch die Wahl des Wor- 
tes „Flugplätze" in dieser Vorschrift bewußt offen 
gelassen. 

In der Praxis hat sich weiter herausgestellt, daß auf 
die Erfassung der Ausfälle im Fluglinienverkehr ver- 
zichtet werden kann. Dagegen ist es inbesondere aus 
Sicherheitsgründen notwendig, auch Motorsegler, 
Segelflugzeuge und bemannte Ballone auf Flugplät- 
zen zu erfassen (Absatz 2), und zwar ohne Rücksicht 
darauf, ob es sich um gewerblichen Verkehr handelt 
oder nicht. An Angaben über diese Luftfahrzeuge 
sind auch die Landesverkehrsbehörden besonders 
interessiert. 

Zu § 6 

Die Vorschrift legt den Kreis der Auskunftspflichti- 
gen fest und bezieht ausländische Luftfahrtunterneh- 
men ausdrücklich darin ein. Eine Auskunftspflicht 
der Beauftragten für Luftaufsicht oder der Flugleiter 
ist nicht mehr vorgesehen. 

Zu §7 

Hier finden sich die Vorschriften darüber, wann und 
an welche Anmeldestellen die auf amtlichen Erhe- 
bungsvordrucken zu erteilenden Auskünfte zu lie- 


fern sind. Neu ist, daß die Auskünfte über den ge- 
werblichen und den nichtgewerblichen Verkehr auf 
den in § 5 Abs. 1 Nr. 2 und § 5 Abs. 2 bezeichneten 
Flugplätzen an die für die Aufsicht über den Flug- 
platz zuständigen Behörden zu erteilen sind. An 
diese Stellen sind bisher nach landesrechtlichen Vor- 
schriften gesonderte Betriebsmeldungen abzugeben. 
Der neue statistische Berichtsweg gibt die Möglich- 
keit, auf eine gesonderte Betriebsmeldung zu ver- 
zichten und statt dessen eine Durchschrift der stati- 
stischen Meldung zu verwenden. Diese Verein- 
fachung des Anmeldeverfahrens führt zur Kosten- 
ersparnis. Eine weitere Kostenersparnis durch eine 
Vereinfachung derart, daß die Meldungen in größe- 
ren Zeitabständen zu erstatten sind, läßt sich in der 
Praxis nicht durchführen. 

Für ihre Aufgaben der Flugplatzaufsicht benötigen 
die Länder gewisse regionalstatistische Angaben. 
Diese entnehmen sie bisher den Flugbetriebsmel- 
dungen. Es bestehen keine Bedenken dagegen, daß 
die Länder zur Kostenersparnis in Zukunft auf be- 
sondere Betriebsmeldungen verzichten und statt des- 
sen die entsprechenden Angaben der Meldepapiere 
für die Luftverkehrsstatistik selbst auswerten (vgl. 
auch zu § 2). 

Nach Absatz 2 obliegt den Anmeldestellen die Kon- 
trolle der rechtzeitigen und vollständigen Ausfül- 
lung der Erhebungsvordrucke. 

Zu § 8 

Mit Absatz 1 wird die Voraussetzung für die Zu- 
lässigkeit der Weiterleitung der Einzelangaben in 
Übereinstimmung mit § 12 Abs. 2 StatGes geschaf- 
fen. 

Absatz 2 macht es möglich, die Ergebnisse der Luft- 
fahrtstatistik in dem notwendigen Umfang zu ver- 
öffentlichen. 

Zu § 9 

Wegen der Ausnahmemöglichkeiten bei der Unter- 
nehmensstalistik (Absatz 1 Nr. 1) vgl. zu § 5. 

Absatz 1 Nr. 2 sieht die Zulassung von Erleichte- 
rungen im Anmeldeverfahren für begründete Aus- 
nahmefälle vor. Er soll das rationellste Verfahren 
bei der Erhebung ermöglichen und damit die Kosten 
für die Durchführung der Statistik möglichst niedrig 
halten. 

Durch die Vorschrift des Absatzes 2 kann das An- 
meldeverfahren vereinfacht und eine Kostenerspar- 
nis erzielt werden. Praktische Bedeutung gewinnt 
die Vorschrift für die Lufthansa, doch sind Erleich- 
terungen auch zugunsten anderer Auskunftspflichti- 
ger möglich. 

Zu § 11 

Der Zeitpunkt für das Inkrafttreten des Gesetzes ist 
durch den Zeitpunkt bedingt, in dem die Verord- 
nung vom 30. Oktober 1964 außer Kraft tritt. 
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